
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

b. w.

A n t w o r t

des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Transformation und Digitalisierung

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Helge Schwab (FREIE WÄHLER)
– Drucksache 18/1248 –

Integrative Kindergartenplätze in Rheinland-Pfalz – Bedarf und Angebot der heilpädagogischen Frühförderung

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/1248 – vom 5. Oktober 2021 hat folgenden Wortlaut:

Es ist ausdrücklich der gesellschaftliche Wille der Partizipation, Toleranz, Akzeptanz und Teilhabe, dass Kinder mit einer körper-
lichen, geistigen, psychischen oder seelischen Beeinträchtigung nicht in einer separaten Einrichtung betreut werden.
Im Sinne der Eingliederung sollen gerade diese Kinder die Möglichkeit erhalten, entsprechend ihrer Fähigkeiten gefördert und in-
tegriert zu werden. Ein integrativer Kindergarten folgt genau diesem Prinzip der Inklusion. Neben den pädagogischen Fachkräften 
stehen an einer integrativen Kindertagesstätte meist auch heilpädagogische Fachkräfte und beispielsweise Autismus-Therapeuten, 
Verhaltenstherapeuten, Kinder- und Jungendpsychotherapeuten sowie medizinisches Fachpersonal aus den Bereichen Logopädie, 
Ergotherapie oder Physiotherapie zur Verfügung.
Intensiv betreut werden die Kinder durch ein sozialpädiatrisches Zentrum (SPZ).
Damit wird gewährleistet, dass jedes Kind eine intensive, individuelle und ganzheitliche Förderung während der Betreuungszeit 
in der Kita erfährt.
Die integrativen Kindertageseinrichtungen leisten somit unter diesem Aspekt der Teilhabe und Chancengleichheit im Bereich der 
ganzheitlichen heilpädagogischen Frühförderung einen wertvollen Beitrag zur frühkindlichen Entwicklung.
Sie sind Grundvoraussetzung einerseits für eine bestmögliche Entwicklung bei komplexer Förderung der Kinder und gleichzeitiger 
Berufstätigkeit der Eltern.
Um einen Platz in einer integrativen Kindertagesstätte für ein Kind mit Behinderung zu erhalten, müssen Eltern ihr Kind zunächst 
beispielsweise in einem SPZ untersuchen lassen, um festzustellen, inwiefern eine Behinderung vorliegt. Daraufhin können sie 
einen Antrag auf Eingliederungshilfe bei den Jugendämtern stellen.
Nach aktuellen Schilderungen von Eltern und Einrichtungen sind die Wartelisten zum einen der SPZ zum anderen der integrati-
ven Einrichtungen sehr lang. Nicht jedes Kind, dessen Bedarf ermittelt und dessen Besuch in einer integrativen Kita medizinisch 
und sozialpädagogisch empfohlen wurde, kann demnach einen Platz in einer integrativen Kindertagesstätte erhalten.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Wie viele Anträge auf Eingliederung und Übernahme auf einen Betreuungsplatz in einer integrativen Kita wurden in Rhein-

land-Pfalz von 2016 bis 2021 gestellt (ich bitte um Auflistung nach Kindergartenjahren)?
2.	 Wie viele dieser Antragsteller erhielten einen Kitaplatz in einer integrativen Kita (ich bitte um Auflistung nach Kindergarten-

jahren)?
3.	 Bei wie vielen Eingliederungsanträgen auf einen integrativen Kitaplatz wurde mittels Betreuung durch eine I-Kraft in Verbin-

dung mit einem Regelkitaplatz abgeholfen (ich bitte um Auflistung nach Kindergartenjahren)?
4.	 Wie werden diese I-Kräfte im Regelkitabetrieb (1:1-Betreuung) konkret im neuen Kita-Gesetz berücksichtigt, gibt es hierzu die 

Zusage auf unbefristete Stellen?

Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Transformation und Digitalisierung hat die Kleine Anfrage namens der Landes
regierung mit Schreiben vom 26. Oktober 2021 wie folgt beantwortet:
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Zu Frage 1:

Bis zum 31. Dezember 2019 war die Trägerschaft für die Leistungen der Eingliederungshilfe zwischen Land und Kommunen 
(Landkreise und kreisfreie Städte) aufgeteilt. Das Land war für die (teil-)stationären, die Landkreise und kreisfreien Städte für die 
ambulanten Leistungen der Eingliederungshilfe zuständig. Für die integrativen Kindertagesstätten als sogenannte teilstationäre 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe war das Land sachlich zuständig. Die Aufgabenwahrnehmung erfolgte aber seinerzeit be-
reits durch die Landkreise und kreisfreien Städte. Sie entschieden dabei in eigenem Namen. Da die Aufgabedurchführung nicht 
durch das Land erfolgte, liegen der Landesregierung die erbetenen Zahlen nicht vor. 



Drucksache 18/1407	 Landtag Rheinland-Pfalz – 18. Wahlperiode

Die bisherige Aufteilung in „ambulant“ und „(teil-)stationär“ ist mit dem Bundesteilhabegesetz weggefallen. Als neues Abgren-
zungskriterium bei der Trägerschaft der Eingliederungshilfe hat die Landesregierung das Alter bzw. das Ende des Schulverhältnis-
ses bestimmt. Die Landkreise und kreisfreien Städte sind demnach seit dem 1. Januar 2020 Träger der Eingliederungshilfe nach Teil 
2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) für minderjährige Menschen mit Behinderungen (bzw. bis zu deren Beendigung 
des Schulverhältnisses, falls dies nach Vollendung des 18. Lebensjahres erfolgt) im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung. 
Daher liegen der Landesregierung auch für die Zeit ab dem 1. Januar 2020 keine Erkenntnisse über die Anzahl der gestellten An-
träge vor.

Zu Frage 2:

Der Landesregierung liegen aus den unter 1. genannten Gründen keine Informationen über die Anzahl der Antragsteller vor, die 
einen Kitaplatz in einer integrativen Kindertagesstätte erhielten. 

Zu Frage 3:

Der Landesregierung liegen aus den unter 1. genannten Gründen keine Informationen über die Anzahl entsprechender Eingliede-
rungshilfeanträge vor. 

Zu Frage 4:

Das Landesgesetz über die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Ki-
TaG) ist durch die Regelungen in § 1 Abs. 2 KiTaG als inklusives Gesetz ausgestaltet. Kindertagesbetreuung soll danach allen 
Kindern entsprechend ihrer individuellen Fähigkeiten gleiche Entwicklungs- und Bildungschancen bieten, unabhängig von ihrem 
Geschlecht, ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Nationalität, ihrer weltanschaulichen und religiösen Zugehörigkeit, einer Behinde-
rung und der sozialen und ökonomischen Situation ihrer Familie. Der inklusive Anspruch richtet sich uneingeschränkt an alle 
Kindertageseinrichtungen. Das Sozialraumbudget ergänzt den Regelpersonalschlüssel und kann vom Jugendamt denjenigen Kitas 
personell zugewiesen werden, die aufgrund des gegebenen Sozialraums Mehrpersonal benötigen. 

Bei einem behinderungsbedingten Mehrbedarf handelt es sich hingegen um einen individuellen Anspruch, der in kommunaler 
Verantwortung über die Eingliederungshilfe nach dem SGB IX abgedeckt wird, d. h. die kommunale Ebene entscheidet in diesem 
Bereich über eine Mehrpersonalisierung. 

Die Ausgestaltung der Eingliederungshilfe liegt in kommunaler Verantwortung. Die konkreten Beschäftigungsmodalitäten der 
Integrationskräfte beruhen auf arbeitsrechtlichen Regelungen. Für Personalgewinnung und Personalsicherung liegt die Hauptver-
antwortung beim Arbeitgeber der Integrationshilfe.

Alexander Schweitzer
Staatsminister


